	Name, Vorname

     
	Eingang bei der bewilligenden Stelle

(Datum / Stempel)

	Geburtsdatum

     
	

	Personal-, Arbeitsgebietsnummer

     
	

	Neue Dienststelle (Bezeichnung, Anschrift)

     
     
	


	                                                                                       Zutreffendes bitte ankreuzen oder ausfüllen
	X


Antrag auf
	 FORMCHECKBOX 
 Erstbewilligung                                                                FORMCHECKBOX 
   Weiterbewilligung


von Trennungsgeld bei dienstlichen Maßnahmen mit Zusage 

der Umzugskostenvergütung (UKV)

Hinweise
Trennungsgeld wird nach § 10 Thüringer Umzugskostengesetz (ThürUKG) i.V.m. § 1 Abs. 3 und ggf. § 8 oder § 9 Thüringer Trennungsgeldverordnung (ThürTGV) - bei Tarifbeschäftigten auf der Grundlage der maßgebenden tarifvertraglichen Vorschriften - gewährt.

Bei Versetzungen und Abordnungen mit Zusage der UKV kann Trennungsgeld für die Dauer des Wohnungsmangels und darüber hinaus für die Dauer eines Umzugshinderungsgrundes im Sinne des § 2 Abs. 2 ThürTGV nur gewährt werden, wenn Sie uneingeschränkt - auch ohne stillen Vorbehalt - zum Umzug an den Dienstort und dessen Einzugsgebiet bereit sind (Einzugsgebiet ist das Gebiet, in dem sich Wohnungen befinden, die auf einer üblicherweise befahrenen Strecke weniger als 50 Kilometer von der Dienststätte entfernt sind; für die Fälle, in denen aus dienstrechtlichen Gründen die Zustimmung des Bediensteten zur Personalmaßnahme erforderlich ist, tritt an die Stelle der Entfernung von 50 Kilometern eine solche von 30 Kilometern). Von Ihrer uneingeschränkten Umzugsbereitschaft kann nur ausgegangen werden, wenn Sie sich unverzüglich nach Dienstantritt fortgesetzt und ernstlich um eine Wohnung am Dienstort und dessen Einzugsgebiet bemühen. Dabei sind alle gebotenen Möglichkeiten auszunutzen (Auswerten von Angeboten des freien Wohnungsmarktes, Beauftragung von Maklern, Aufgabe eigener Wohnungssuchanzeigen usw.).
Sie sind verpflichtet, alle Änderungen, die den Anspruch auf Trennungsgeld berühren können, der Bewilligungsstelle unaufgefordert und unverzüglich schriftlich anzuzeigen (z.B. Wegfall/ Einschränkung Ihrer Umzugsbereitschaft oder der Ihrer Angehörigen, Aufgabe der Bemühungen um Wohnungen, Wegfall des Wohnungsmangels wegen Anmietung einer Wohnung oder Ausschlagung eines Angebotes, Umzug in eine andere Wohnung, Auflösung der häuslichen Gemeinschaft mit Ihrem Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner oder einer in Nr. 3 des Antrages genannten Person, Einleitung eines Scheidungsverfahrens/ Verfahrens zur Auflösung der eingetragenen Lebenspartnerschaft, Erwerb eines Eigenheims oder einer Eigentumswohnung - § 11 Abs. 2 Satz 2 ThürTGV). Überzahlungen, die dadurch eintreten, dass Sie eine Anzeige unterlassen haben, sind von Ihnen in voller Höhe zu erstatten.

Hiervon unberührt bleibt die Anzeigepflicht gegenüber Ihrer Beschäftigungsdienststelle über alle Umstände, die die Art und Höhe des Trennungsgeldes beeinflussen können (z.B. Abwesenheit vom Dienstort, Bereitstellung unentgeltlicher Unterkunft oder Verpflegung, Urlaub, Dienstbefreiung, Erkrankungen, Dienstreisen). Diese Pflicht erfüllen Sie üblicherweise mit der Abgabe des Forderungsnachweises.

Der Erstantrag für Trennungsgeld ist innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten zu stellen. Die Frist beginnt mit Ablauf des Kalendermonats, für den Trennungsgeld erstmalig zusteht. Trennungsgeld wird monatlich nachträglich auf Grund von Forderungsnachweisen gezahlt, die innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten nach Ablauf des maßgeblichen Kalendermonats abzugeben sind.

Trennungsgeld wird längstens für zwei Jahre gewährt. In außergewöhnlichen Härtefällen ist eine Verlängerung dieser Frist möglich (§ 1 Abs. 5 ThürTGV). Über Ihren Verlängerungsantrag entscheidet dann die oberste Dienstbehörde. Bei Vorliegen eines Umzugshinderungsgrundes ist die Zwei-Jahres-Frist unbeachtlich. Ein durch Fristablauf erloschener Anspruch lebt aber nicht wieder auf, wenn danach ein Hinderungsgrund entsteht. 

TFM 1735.11.A (UKV)
Stand 2015
 FORMCHECKBOX 
 Antrag auf Erstbewilligung 

 FORMCHECKBOX 
  Antrag auf Weiterbewilligung

       Bitte füllen Sie die Tz. 1 bis 8  und 10 aus.

Haben sich Änderungen bei den Tz. 1 bis 8 gegenüber







dem letzten Antrag auf Trennungsgeld ergeben?







 FORMCHECKBOX 
 nein    Bitte Tz. 9 und 10 ausfüllen.
 FORMCHECKBOX 
 ja
    Bitte neben den Tz. 9 und 10 auch die entsprechenden 

     Textziffern erneut vollständig ausfüllen. 
	1
	   Ich bin                                                                                      
	ab/ vom - bis            

	
	    FORMCHECKBOX 
 abgeordnet       FORMCHECKBOX 
 versetzt       FORMCHECKBOX 
 sonstiges:       
	      

	
	Datum der Aushändigung der 

Personalverfügung angeben:

                     
	mit Erlass/Verfügung vom (Datum, Geschäftszeichen)

     
	Datum und Uhrzeit des Dienstantritts

              ,      

	
	Die Personalmaßnahme wurde verlängert durch Erlass/ Verfügung vom                            bis zum      
Die Personalmaßnahme wurde in eine unbefristete Maßnahme umgewandelt:  ja  FORMCHECKBOX 
  nein FORMCHECKBOX 


	
	   Die Zusage der UKV wurde erteilt nach

	
	 FORMCHECKBOX 
 § 3 ThürUKG Abs.   Nr.   
 FORMCHECKBOX 
 § 4 ThürUKG Nr.  

mit Erlass/ Verfügung vom (Datum, Gz.)        

	
	     

	
	 Bisherige Dienststelle (Bezeichnung, Anschrift)

     

	
	

	2
	  Ich bin

	
	 FORMCHECKBOX 
   Beamter/in                              FORMCHECKBOX 
 Tarifbeschäftigte/r                       FORMCHECKBOX 
 Richter/in 

	3.1
	Familienstand bei Dienstantritt 

 FORMCHECKBOX 
 ledig
	verheiratet/ verpartnert seit

     
	geschieden/ eingetragene Lebenspartnerschaft aufgelöst seit

     
	verwitwet seit

     

	3.2
	Ich lebe in häuslicher Gemeinschaft mit

	
	 FORMCHECKBOX 
 meinem Ehegatten/ eingetragenen Lebenspartner             

 FORMCHECKBOX 
 meinem Kind/ meinen Kindern    

      Vorname, ggf. abweichender Familienname, Alter
           

	
	

	
	

	
	 FORMCHECKBOX 
  sonstigen Verwandten bis zum 4. Grad/Verschwägerten bis zum 2. Grad/Pflegekindern oder Pflegeeltern, denen ich aus  

      gesetzlicher oder sittlicher Verpflichtung nicht nur vorübergehend ganz oder überwiegend Unterkunft und Unterhalt gewähre.

	
	

	
	      Name, Vorname, Verwandtschaftsverhältnis (z.B. Eltern, Schwager usw.)

	
	           

	
	

	4.1
	Bisheriger Wohnort (Anschrift), von dem in der Regel der Dienst angetreten wurde.
     
	 seit

     


	
	ggf. weiterer Wohnort (Anschrift)

     

	4.2
	Wegstrecke zwischen Wohnung und 

Dienststätte am bisherigen Dienstort
	Entfernung (km)

     

	5
	kürzeste üblicherweise befahrbare Strecke zwischen Wohnung und Dienststätte am neuen Dienstort 

	
	Entfernung (km) 

     
	Streckenführung

     

	6
	Kehren Sie täglich an Ihren Wohnort zurück?
	Nächstgelegener Bahnhof
	Entfernung zw.  Wohnung und Bahnhof

	
	 FORMCHECKBOX 
  Nein                  FORMCHECKBOX 
 Ja
	     
	       km

	
	Ich benutze ein

 FORMCHECKBOX 
 regelmäßig verkehrendes Beförderungsmittel   FORMCHECKBOX 
 privates Kraftfahrzeug   FORMCHECKBOX 
 priv. zweirädriges Kfz

 FORMCHECKBOX 
 anderes Beförderungsmittel      Art:      

	
	

	
	

	
	

	
	
	Nur ausfüllen, wenn keine tägliche Rückkehr zum Wohnort erfolgt:

Die folgenden Angaben sind zur Prüfung der Zumutbarkeit (§ 3 Abs. 1 Satz 2) für die tägliche Rückkehr an den Wohnort notwendig. Bitte geben Sie hierbei ausschließlich die Zeiten an, die bei der Benutzung regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel maßgebend sind bzw. wären. Dies gilt auch für den Fall der tatsächlichen Benutzung eines privaten Kfz.

	
	
	A. Hinreise
	Uhr
	
	B. Rückreise
	Uhr

	
	
	Verlassen der Wohnung
	     
	
	Dienstende
	     

	
	
	Planmäßige Abfahrt
	     
	
	Verlassen der Dienststelle
	     

	
	
	Planmäßige Ankunft am Dienstort
	     
	
	Planmäßige Abfahrt
	     

	
	
	Ankunft an der Dienststelle
	     
	
	Planmäßige Ankunft am Wohnort
	     

	
	
	Dienstbeginn
	     
	
	Ankunft an der Wohnung
	     

	
	
	Gesamtzeit Hinreise
	Std.  
min.   
	
	Gesamtzeit Rückreise
	Std.   
min.   

	
	
	Gesamtzeit Rückreise
	Std.   
min.   
	
	
	

	
	
	C. Gesamtzeit Hin- und Rückreise
	Std.   
min.   
	
	
	


	7.1
	Wohnung/Unterkunft (z.B. Hotel) am neuen Dienstort (Anschrift)

     


	7.2
	Ich unterhalte neben meiner Unterkunft am neuen Dienstort einen eigenen Hausstand i.S. der einkommensteuerrechtlichen Vorschriften.

 FORMCHECKBOX 
  Nein      FORMCHECKBOX 
 Ja ( Formblatt „Erklärung zum Vorliegen eines eigenen Hausstandes und einer doppelten Haushaltsführung

                                        i.S.d. § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 EStG, R 9.11 LStR“ (siehe Rückseite)

	8.1
	   Sind Sie und die zur häuslichen Gemeinschaft gehörenden Personen uneingeschränkt bereit und ernstlich gewillt, bei 

   Erlangung einer Wohnung an den Dienstort oder in dessen Einzugsgebiet umzuziehen?

	
	      FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein (Begründung)

         

	
	
	

	8.2
	   Sind Sie wegen Wohnungsmangels daran gehindert, sofort an den Dienstort umzuziehen?

	
	      FORMCHECKBOX 
   Ja                                            FORMCHECKBOX 
    Nein

	8.3
	Sind Sie wegen der Erkrankung oder des Beschäftigungsverbots (Mutterschutzgesetz) einer zur häuslichen Gemeinschaft   gehörenden Person, der lebensbedrohenden Erkrankung Ihrer Eltern, Ihres Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartners, der Schul- oder Berufsausbildung Ihrer Kinder oder aus sonstigen Gründen gehindert, bei Erlangung einer Wohnung sofort an den Dienstort umzuziehen?

	
	      FORMCHECKBOX 
   Nein
	Ja, bis zum (Datum und Begründung, ggf. gesondertes Blatt verwenden):

	
	
	     

	
	
	

	8.4
	   Haben Sie die Aufhebung der Zusage der UKV beantragt?

	
	      FORMCHECKBOX 
    Nein
	Ja, am (Datum)         

	9
	
	Nur ausfüllen bei Antrag auf Weiterbewilligung 

a)
Sind Sie noch immer wegen Wohnungsmangels oder aus anderen Gründen daran gehindert, an den neuen Dienstort oder in dessen Einzugsgebiet umzuziehen?

	
	
	 FORMCHECKBOX 
 Nein
	 FORMCHECKBOX 
 Ja, Begründung (ggf. gesondertes Blatt verwenden):

          
	

	
	
	b)
Welche Schritte haben Sie bisher unternommen, um eine Wohnung am neuen Dienstort zu erlangen, und welchen Erfolg hatten Ihre Bemühungen? (Bitte Nachweis beifügen!)

     

	
	
	c) Haben Sie einen Versetzungsantrag gestellt?           FORMCHECKBOX 
  Nein      FORMCHECKBOX 
   Ja

	10
	
	Ich habe von den Hinweisen in diesem Antrag Kenntnis genommen und versichere pflichtgemäß, dass die von mir gemachten Angaben vollständig und richtig sind. 

Datum, Unterschrift des Antragstellers
                                                     .

	
	
	Vermerke der Beschäftigungsdienststelle

	
	
	Dienststelle

     

	
	Ort, Datum

     


	
	
	Urschriftlich an

     

	
	

	
	
	1.
Erlass/Verfügung zu Tz. 1 des Antrages ist in Kopie beigefügt

2.
Für die Dienstantrittsreise vom - bis (Datum)



	
	
	     
	wurde Reisekostenvergütung
	 FORMCHECKBOX 
 nicht beantragt      FORMCHECKBOX 
 beantragt
	 FORMCHECKBOX 
 gezahlt in Höhe       €

	
	
	3.
Die Angaben zu Tz. 1 sind richtig.

Bemerkungen:

           

	
	
	Datum, Unterschrift




Dienststelle:      


Name:      
Vorname:      
Erklärung

zum Vorliegen eines eigenen Hausstandes und

einer doppelten Haushaltsführung i. S. d. § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 EStG, R 9.11 LStR

Eine doppelte Haushaltsführung liegt nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 EStG nur vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb des Ortes, in dem er einen eigenen Hausstand unterhält, beschäftigt ist und auch am Beschäftigungsort wohnt. Dies setzt also voraus, dass die Haushaltsführung (eigener Hausstand) aus beruflichem Anlass - zum Beispiel auf Grund einer Abordnung oder Versetzung - auf zwei Wohnungen aufgeteilt worden ist (auswärtiges Verbleiben). 

Ein eigener Hausstand setzt eine eingerichtete, den Lebensbedürfnissen entsprechende Wohnung des Arbeitnehmers sowie dessen finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensführung (laufenden Kosten der Haushaltsführung) voraus. Es ist unerheblich, wenn in der Wohnung am Ort des eigenen Hausstands während der Abwesenheit des Arbeitnehmers kein hauswirtschaftliches Leben herrscht (z. B. weil der Arbeitnehmer ledig ist). Die Wohnung muss den Lebensmittelpunkt des Arbeitnehmers bilden. Bei alleinstehenden Arbeitnehmern können persönliche Bindungen an andere am selben Ort wohnende Personen (Angehörige, Lebensgefährte, Freunde usw.) oder Aktivitäten in Vereinen Indizien für den Lebensmittelpunkt sein. 

Ein eigener Hausstand ist vorhanden, wenn der Arbeitnehmer eine Wohnung aus eigenem Recht nutzt, besonders als Eigentümer oder Mieter. Er kann die Wohnung aber auch gemeinsam mit einer oder mehreren anderen Personen gemietet haben oder sie auf Grund eines abgeleiteten Rechts nutzen. Recht in diesem Sinne ist beispielsweise eine geschützte Rechtsposition (zum Beispiel auch Nießbrauch, Untermiete u. ä.). Demgegenüber reicht ein nur gefälligkeitshalber geduldetes Mitbenutzen eines Hausstands nicht aus. Ein eigener Hausstand kann aber auch dann angenommen werden, wenn der Bedienstete beispielsweise in der seinem Ehegatten gehörenden oder von diesem allein gemieteten Wohnung lebt. 

Dagegen ist nicht von einem eigenen Hausstand auszugehen, wenn ein Arbeitnehmer z.B. im Haushalt der Eltern lediglich ein oder mehrere Zimmer unentgeltlich bewohnt oder ihm eine Wohnung im Haus der Eltern unentgeltlich zur Nutzung überlassen wird. Insoweit ist es unerheblich, dass er einen Teil der Kosten für die Wohnung trägt. Der Bundesfinanzhof ist auch dann von keinem eigenen Nutzungsrecht ausgegangen, wenn der Vater eines Arbeitnehmers eine Wohnung mietet und die Miete bezahlt. Anders wäre dieser Fall aber dann zu beurteilen, wenn der Sohn Mieter der Wohnung ist und der Vater ihm im Rahmen des Unterhalts die Miete überweist (z.B. bei Ausbildungsverhältnissen).

Die finanzielle Beteiligung an den Kosten der Haushaltsführung muss über Bagatellbeträge hinausgehen und ist vom Arbeitnehmer darzulegen. Dabei kann von einer finanziellen Beteiligung oberhalb der Bagatellgrenze ausgegangen werden, wenn die Barleistungen des Arbeitnehmers mehr als 10 Prozent der regelmäßig anfallenden laufenden Aufwendungen (z.B. für Miete, Nebenkosten, Lebensmittel) betragen. Eine entsprechende finanzielle Beteiligung kann aber auch auf andere Art und Weise dargelegt werden. 
Bei Beschäftigten in den Steuerklassen III, IV oder V kann zudem ohne weiteres eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der Haushaltsführung unterstellt werden. 
Ich unterhalte neben meiner Unterkunft am neuen Beschäftigungsort außerhalb des Beschäftigungsorts einen eigenen Hausstand i. S. der einkommensteuerrechtlichen Vorschriften und erfülle die o.g. Voraussetzungen für die Anerkennung einer doppelten Haushaltsführung, indem ich dort eine Wohnung inne habe und an den dortigen Kosten der Lebensführung wie folgt finanziell beteiligt bin:

     






                                                 

 






Ort, Datum


                                     Unterschrift

